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20 Jahre IG Sozialhilfe: Nein zur Sozialapartheid in der Schweiz!
Die IG Sozialhilfe, Verein zur Verwirk-
lichung der Armutsbetroffenen, für die
Verbesserung der Lebensbedingungen
aller armutsbetroffenen Menschen in
der Schweiz, Einheimische und Mi-
grantInnen, besteht seit 1994.  Wir un-
terstützen Armutsbetroffene politisch,
sozial und individuell. Wir gehören zur
Bürgerrechtsbewegung für soziale Ge-
rechtigkeit. Wir setzen uns ein für so-
ziale Menschenrechte mit einem indi-
viduellen einklagbaren Rechtsanspruch,
für Mitspracherecht im Sozialwesen, für
gesunde Wohnungen, für bessere medi-
zinische Versorgung, für mehr Ausbau
in der Pflege, für verbesserte Bildung,
für einen existenzsichernden Mindest-
lohn, für mehr Leistungen und für die

Unterstützung von Menschen mit be-
sonderen Bedürfnissen in der reichen
Schweiz.
Weit über eine Million Menschen leben
in der Schweiz in Armut mitten in ei-
ner reichen Wohlstandsgesellschaft:
eine Schande! Die genaue Zahl kennt
niemand, denn viele sind nicht regi-
striert. Davon betroffen sind Einheimi-
sche und MigrantInnen. Durch Umver-
teilung durch die politischen und wirt-
schaftlichen MachtträgerInnen von Arm
zu Reich verarmen immer mehr Men-
schen.
Geld ist zwar im Überfluss vorhanden
– nicht aber für die lebensnotwendigen
Bedürfnisse der Armutsbetroffenen –
sondern um für Reiche noch mehr
Reichtum anzuhäufen!

Wir arbeiten mit Armutsbetroffenen:
Wir hören zu
Wir setzen uns mit dem Gehörten aus-
einander
Wir fragen zurück
Wir fühlen uns ein

Wir entrüsten uns über alltäglichen
Mangel
Wir lassen uns von Verzweiflung berüh-
ren
Wir nehmen Anteil am Leid
Wir freuen uns mit über Erfolge
Wir lassen uns von Erlebtem betreffen
Wir teilen die Wut über erfahrene Dis-
kriminierung
Wir empören uns über erlittene Miss-
handlungen
Wir verstehen.
Und
entwickeln daraus unsere gesamten
Solidaritätsarbeit.

Ein roter Faden zieht sich durch unsere
gesamte Arbeit in diesen vergangenen
20 Jahren: Unsere Angebote sind von
Armutsbetroffenen in allen Bereichen
derart  begehrt, so dass wir Opfer unse-
res eigenen Erfolges geworden worden
sind.

Branka Goldstein
Präsidentin IG Sozialhilfe

Inhaltsverzeichnis
3 20 Jahre IG Sozialhilfe von Branka Goldstein

6 IG Sozialhilfe: Fünf Jahre Kafi Klick – zur Verwirklichung des
Menschenrechts auf Information von Sarah Egli und
Branka Goldstein

8 18 Jahre Kultur Legi: Wir haben die Kultur Legi erfunden!
von Branka Goldstein

9 Auf Entschuldigungsworte folgten erste Taten, aber beim Geld
wird noch geknausert von Thomas Huonker

11 „Wir wollen ein Zeichen der Solidarität setzen“ ein Gespräch
mit Guido Fluri, von Luzian Ochsner

13 Armut in einem reichen Land von Elenor Marie Merriam

14 Sozialzwangsarbeitswirtschaftshilfe von Oswald Sigg

14 Gesamtschweizerische Strategie zur Armutsbekämpfung und  die
IG Sozialhilfe – Koalitionen, Kompromisse und Konsequenzen
von Luzian Ochsner

16 Matronats- und Patronatskomitee der IG Sozialhilfe /
Spendenaufruf



 IG SOZIALHILFE

3

20 Jahre IG Sozialhilfe
Die IG Sozialhilfe feiert dieses Jahr
das 20-jährige Jubiläum: Solidarität
mit Armutsbetroffenen. Den Bedürf-
nissen von Armutsbetroffenen sowohl
politisch als auch in der direkten Zu-
sammenarbeit gerecht zu werden und
die Organisationskultur so zu gestal-
ten, dass Worte und Taten trotz knap-
pen Mitteln übereinstimmen –  rund-
um eine grosse Herausforderung.

1. Die politischen und sozialen Hin-
tergründe der IG Sozialhilfe

Immer wieder werde ich gefragt, wie
und warum ich die IG Sozialhilfe ge-
gründet und aufgebaut habe?

Die Armutsbetroffenen nicht im Stich
lassen

Vorher arbeitete ich Jahre in Einrich-
tungen als Krankenschwester und So-
zialarbeiterin.  Ich war in der ersten
Notschlafstelle tätig, auf dem Platzspitz,
später am Letten und kurz in  Kontakt-
& Anlaufstellen der Stadt Zürich. Mei-
ne letzte Stelle verlor ich, weil ich mich
gegenüber  meiner Vorgesetzten des
Vereins Espoir weigerte, auf deren Ge-
heiss  eine Kindswegnahme vorzuberei-
ten. Seit Jahren beschäftigte ich mich
mit Opfern von Kinder  der Landstras-
se, die ich durch die Drogenszene kann-
te, betreute sie ohne Lohn weiter, weil
ich ihre einzige vertraute Bezugsperson
war.

Viele fingen an zu erzählen von tiefster
Verlassenheit, vom Tod der Eltern, Hun-
ger, von Primarschulabbrüchen, Ent-
behrung jeglicher Fürsorglichkeit, erlit-
tener brutalster brachialer und sexuel-
ler Gewalt im Kindesalter. Sie erzähl-
ten, von schrecklichen Demütigungen
durch sogenannte Hilfsinstitution,
durch Beistände und Fürsorgeämter –
ein Leben voller persönlicher Gewalt-
erfahrungen und seelischen Verletzun-
gen in der schweizerischen Wohlstands-
gesellschaft. Dies liess mich nie los. Das
Entsetzen darüber durchfuhr mir Mark
und Bein. Ketten von Menschenrechts-
verletzungen wurden durchlitten oft seit
frühster Kindheit – und dies in der
Schweiz!

Mehr und mehr wurde mir klar, dass
ich ein Gefäss brauchte, eine Organisa-
tion, um für all diese Menschen eine
erstklassige Unterstützung zu erkämp-
fen und auch dafür die nötigen Mittel
zu bekommen, damit diese Menschen
in Würde den Rest ihres Lebens verbrin-
gen können, auch im Sinne von Wie-
dergutmachung.

Gleichzeitig musste – und muss auch
heute noch – zwingend die politische
Öffentlichkeit aufgerüttelt werden, was
für menschenrechtsverletzende Tragö-
dien sich früher und jetzt abspielen,
damit die Missstände im Sozialwesen
aufgedeckt werden, die Bevölkerung
aufgerüttelt wird, Menschenwürde und
soziale Gerechtigkeit in der Schweiz zur
Selbstverständlichkeit werden, auch für
die Armutsbetroffenen!
Später bestätigte sich, als die Histori-
kerInnen mit der Aufarbeitung began-
nen, dass diese Menschen mir die Wahr-
heit erzählten.

Die Zeit wurde reif

Die Zeit war gekommen: Die UNO-
Vollversammlung 1993 schuf den 17.
Oktober zum Internationalen Tag gegen
Armut und Ausgrenzung. Dies bestärk-
te mich in meinem Vorhaben. In der
Schweiz wurde von der neuen Armut in
Politik und Sozialwissenschaft gespro-
chen als neues Phänomen. Inzwischen
ist dieser Begriff wieder verschwunden
und die Armut breitet sich aus. Seit Jah-
ren schaute ich mich in der sozial-poli-
tischen Szene um und stiess auf Agir
Tous pour la Dignité, ATD. Das christ-
liche Leitbild entsprach  nicht meinem
politischen Standpunkt. Doch der
Grundgedanke von ATD, von den Ar-
mutsbetroffenen zu lernen, beeindruck-
te mich. Dies entsprach meiner politi-
schen Vorstellung und sollte bei der IG
Sozialhilfe Teil des Leitbildes sein. Über
all die Jahre ist die ATD eine befreun-
dete Organisation der IG Sozialhilfe ge-
blieben.

Die Entwicklung der IG Sozialhilfe:
Von der Arbeitsgruppe Sozialhilfe zur
Organisation

Anfang der 90-erJahre, schlug die Ar-

beitslosigkeit wieder zu. In Zürich ent-
stand das Zürcher Arbeitslosenkomitee,
ZAK, mit der Strassenzeitung Kalter
Kaffee. Das ZAK  befand sich am Sihl-
quai in Zürich, wo sich auch der Treff-
punkt für Erwerbslose war.

Am 2. März 1994 organisierte ich als
Mitglied des damaligen  ZAK eine Ver-
anstaltung mit dem Ziel, die Arbeits-
gruppe Sozialhilfe zu gründen. Gegen
20 Erwerbsarbeitslose, die sich organi-
sieren wollten, schrieben sich ein. Seit
der Gründungsveranstaltung war Bea-
trice mir eine aktive und treue Wegbe-
gleiterin. Sie arbeitete in verschiedenen
Bereichen: Sie war die „Mutter“ der
Kultur-Legi, war die Grafikerin der IG,
sie entwarf die Signete für die IG und
die Kultur-Legi, gestaltete das gesamte
Layout für unsere Zeitung und blieb eine
solidarische Mitarbeiterin bis 2012, als
sie aus gesundheitlichen Gründen kür-
zer treten musste.

Ab 1993 wurden immer mehr Leute
ausgesteuert und mussten Sozialhilfe in
Anspruch nehmen. Sie waren völlig
entsetzt, wie mit ihnen auf den Ämtern
umgegangen wurde. Andere, jüngere
Erwerbsarbeitslose, mit guten Compu-
terkenntnissen, fanden eine neue Stel-
le, sodass sich das ZAK schliesslich
auflöste. Es wurde nötig, eine selbstän-
dige Organisation zu gründen; nur ein
Buchstabe musste geändert werden:
statt AG Sozialhilfe – IG Sozialhilfe.
Wir trafen uns weiterhin an jedem 1.
Freitag im Monat im Treffpunkt für Er-
werbslose und mussten nie etwas bezah-
len. Die IG entstand aus dem finanziel-
len Nichts ohne einen Rappen, doch
unser Enthusiasmus war gross! Die
Gesamteinnahmen betrugen 1994 total
Fr. 57.-; gespendet von Treffpunktbesu-
cherInnen.

Immer mehr zeigte es sich aber, dass
die Leute untereinander wenig verband:
Was konnte eine besorgte alleinerzie-
hende Mutter mit verwahrlosten Ob-
dachlosen anfangen, was junge Er-
werbslose, die eigene Projekte entwik-
keln wollten, mit älteren Depressiven,
die gar nicht mehr arbeitsfähig waren?
Eine schwerkranke Witwe, deren ver-
storbener Mann Opfer von Kinder der
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Landstrasse war, sie selber auch in bit-
terer Armut aufgewachsen, wollte ihre
Probleme mit mir unter vier Augen be-
sprechen, nicht in der Runde. Wir er-
kannten, dass eine Selbsthilfegruppe
überhaupt nicht den Bedürfnissen ent-
sprach. Darum lösten wir den Treff-
punkt auf.

Die existentiellen Probleme der Armuts-
betroffenen, die an uns herangetragen
wurden, verlangten grosses Fachwissen
sowohl in sozialen Bereichen, wie auch
im medizinisch-psychiatrischen und im
pflegerischen Bereich. Wir besuchten
entsprechende Weiterbildungsveranstal-
tungen, um kompetent und fachlich fun-
diert solidarische Arbeit zu leisten.

Für die soziale Begleitung der Armuts-
betroffenen und die Gründung der IG
Sozialhilfe wurde ich von der Dr. Ida
Somazzi Stiftung 1996 ausgezeichnet. In
meiner Rede betonte ich: „Die herr-
schende Ökonomie und Politik – zusam-
men mit dem herrschenden Recht – be-
stimmen das hierarchische Sozialgefü-
ge und die soziale Umgangsformen.
Diese gesellschaftlichen Werte und die
damit verbundenen ständigen Diskrimi-
nierungen der Armutsbetroffenen wider-
spiegeln sich im Umgang mit ihnen und
prägen ihr Bewusstsein. Konnte kein
persönliches Selbstbewusstsein entwik-
kelt werden oder es ist durch Krankheit,
Behinderung und den alltäglichen
Überlebenskampf zerstört worden, ist
Selbsthilfe unmöglich.  Dass unter die-
sen Bedingungen keine Selbsthilfe mög-
lich ist, ist fatal. Selbsthilfe bedingt ein
Minimum an anerkannter sozialer und
gesellschaftlicher Kompetenz.“

Durch unsere solidarische Arbeit kamen
wir mit vielen interessierten und soli-
darischen Organisationen, Verbänden
und Einzelpersonen in Kontakt. Da-
durch wurden wir zu Weiterbildungs-
veranstaltungen bei Parteien, Fachinsti-
tutionen und (Fach)hochschulen einge-
laden. So gesellten sich weitere Leute
zu uns und unterstützten uns, sei es
durch Spenden oder Solidaritätsarbeit.

Von der Organisation zum gemeinnüt-
zigen Verein

Immer mehr schwergezeichnete kran-
ke armutsbetroffene Obdachlose such-
ten bei uns Beratung und Unterstützung.

Die IG Sozialhilfe (im Folgenden IG
genannt), vergrösserte sich – fast un-
möglich allen gerecht zu werden. Neu-
es musste erfunden werden.

Es gelang uns durch die Öffentlichkeits-
arbeit, die dringend benötige finanziel-
le Unterstützung von privater Seite zu
finden, damit wir unsere Unterstüt-
zungsarbeit weiterführen konnten. Doch
die Spendensuche ging weiter – bis heu-
te. Es wurde nötig, einen gemeinnützi-
gen Verein zu gründen. Seither können
die Spenden von den Steuern abgezo-
gen werden. Die IG Sozialhilfe, Verein
zur Verwirklichung der Menschenrech-
te für Armutsbetroffene in der Schweiz
konstituierte sich am 13. Juni 2000.
Stellenprozente mit bescheidenem Lohn
konnten geschaffen werden. Weiterhin
verrichteten wir einen grossen Teil, ins-
besondere die politische Arbeit in Form
unentgeltlicher Solidaritätsarbeit. Wei-
tere sozialpolitische engagierte Leute
kamen  als  solidarische, unentgeltlich
Mitarbeitende hinzu.

Wir sind  ein armer Verein

Wir sind ein sehr kleiner und armer Ver-
ein. Unsere finanzielle Grundlage sind
private Spenden. Oft geschah, dass wir
bei Mittelbeschaffungsaktivitäten kaum
die Unkosten decken konnten, sich aber
neue Armutsbetroffene meldeten, sodass
wir beispielsweise unser Inserat im
Spendenspiegel zurückziehen mussten.
Beide Beratungsstellen mussten wir
wieder schliessen, weil sich so viele Ar-
mutsbetroffene für Beratungen melde-
ten und uns die Ressourcen fehlten.

Armutsbetroffene sind treue SpenderIn-
nen, weil sie sich durch uns vertreten
fühlen. Ihre kleinen Beiträge ermuntern
und ehren uns sehr! Zu den Pflichten
der fest angestellten MitarbeiterInnen
gehört die Mittelbeschaffung auch im
persönlichen sozialen Umfeld der Mit-
arbeiterInnen.

Dies war und ist mit grossen Anstren-
gungen verbunden, nicht „nur“ die Ar-
beit entsprechend den Bedürfnissen der
Armutsbetroffenen zu verrichten, son-
dern auch noch Geld zu beschaffen: So
muss „doppelt gearbeitet“ werden, was
es üblicherweise bei anderen Arbeits-
stellen nicht gibt.

Solidarität

„Die IG Sozialhilfe funktioniert nach
genossenschaftlichen und solidarischen
Prinzipien: Die Umsetzung des politi-
schen und sozialen Programms wider-
spiegelt sich konkret in der Betriebs-
und Organisationsstruktur. … Die Mit-
arbeit von Armutsbetroffenen bedeutet,
dass jedes einzelne Individuum gemäss
seinen physischen und psychischen
Kräften sowie sozialen Möglichkeiten
seinen Beitrag leistet. Solidarität als
oberstes Prinzip unserer gesamten Tä-
tigkeit bestimmt auch die Arbeit inner-
halb der Vereinsaktivitäten. Hand- und
Kopfarbeit wird möglichst auf alle Hän-
de und Köpfe verteilt. … Die IG Sozi-
alhilfe ist einerseits die Summe der Viel-
falt der Schicksale der Armuts- und
(Über)lebenserfahrungen aller Mitar-
beiterInnen, … und Probleme der Ar-
mutsbetroffenen mit denen die IG Sozi-
alhilfe ständig konfrontiert wird.“
(Aus dem Programm der IG Sozialhil-
fe, V. Zur Organisation, 2007/ 2011)

Die Begleitung

Nach wie vor  gibt es bei der IG Sozial-
hilfe keine Aufträge von dritter Seite,
sondern die gesamte Tätigkeit beruht
auf gegenseitiger Freiwilligkeit.

Die Umsetzung des Programms nehmen
wir sehr ernst: Dies bedeutet, sich dar-
über im Klaren zu sein, dass man in der
sozialen Begleitung stets in einer privi-
legierteren Stellung ist. Es gilt, sich
zurücknehmen, um Armutsbetroffenen
mehr Raum zu verschaffen: Mitarbei-
terInnen passen sich ein Stück weit den
Armutsbetroffenen an und nicht umge-
kehrt, wie in den üblichen „sozialen“
Institutionen. Dies bedeutet beispiels-
weise  nicht in einem Büro zu sitzen
und die „Klienten“ zu bestellen, sondern
je nach Situation, die Menschen dort
aufzusuchen, wo sie sind: Auf der Stras-
se, sie in ein Restaurant einzuladen, um
das Gespräch zu führen. Trifft man sich
auf neutralem Boden, verringert sich
bereits dadurch das Machtgefälle und
schafft Vertrauen. Damit kann auch sehr
viel Geld gespart werden, weil Büromie-
ten sehr viel teurer sind, als ein Getränk
nach Wahl zu offerieren. Wenn ge-
wünscht oder aus gesundheitlichen
Gründen nötig, finden die Begegnun-
gen zu Hause bei den Begleiteten statt.
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Wie oft uns die Menschen treffen wol-
len, bestimmen sie weitgehend selber:
In schweren Krisen sind manchmal täg-
liche Kontakte nötig, in stabileren Pha-
sen reichen weniger Begegnungen oder
Telefonate. Armutsbetroffene und Mit-
arbeiterInnen besprechen und gestalten
zusammen, was angepackt werden soll.
Selbstverständlich kann es in lebensbe-
drohlichen Situationen einer schwer
erkrankten Person  unsererseits zu In-
terventionen kommen, und es wird mög-
licherweise erst viel später verstanden,
weshalb eine Spitaleinweisung nötig
war, bzw. wir die Sanität aufboten ohne
deren Einverständnis. Viele Probleme
können nur in ganz kleinen Schritten
miteinander überwunden werden oder
es müssen Lösungen angestrebt werden,
Klippen zu umschiffen, die alleine nicht
bewältigt werden können. Selbstver-
ständlich kann es zu Auseinanderset-
zungen kommen, doch gibt es bei uns
keine Sanktionen. Oft ist unsere Bezie-
hung zu ihnen  die allerlängste, die sie
überhaupt in ihrem Leben seit Kindheit
erfahren konnten.

Alle Menschen, die wir begleiten, sind
mehrfach krank. Bei uns gibt es weder
Leistungs- und Erfolgszwang noch
Druck noch Zeitvorgaben, sodass ganz
viele Möglichkeitsräume offen sind:
Diese gilt es zu gestalten, um die Le-
bensqualität der armutsbetroffenen Per-
son real zu verbessern.

So ist 1998 auch das Menschenwürdige
Wohnen  entstanden: Ein schwer kran-
ker Obdachloser wünschte sich innig-
lich, endlich ein Mal in seinem Leben
in einer eigenen Wohnung zu leben. Das
dies in der kalten Jahreszeit auch aus
gesundheitlichen Gründen erste Priori-
tät hatte, war logisch. Sein Argument,
es mache keinen Sinn, sich medizinisch
behandeln zu lassen, wenn er in Haus-
eingängen schlafe oder sonst wo sei, bis
er vertrieben werde und dadurch auch
keine Termine einhalten könne bei ei-
nem Arzt, leuchtete auch ein. Durch
diesen Obdachlosen, welcher unser er-
ster Mieter wurde, entstand das Men-
schenwürdige Wohnen. Tatsächlich ging
für fast fünf Jahre sein Wunsch in Er-
füllung, selbständig in einer eigenen
Wohnung zu leben. Wir begleiteten ihn
bis zu seinem frühen Tod.

Seit der Gründung der IG begleiteten
wir – als einzige Bezugspersonen – 11
Menschen im Alter von 27– 68 Jahren
in den Tod. Die meisten starben, wie sie
es sich gewünscht hatten in ihrer Woh-
nung, wenige im Spital, wo wir sie hin-
gebracht haben.

Die Bereiche der IG
- Kultur-Legi 1994 - 2006
- Politische Öffentlichkeitsarbeit,

seit 1994
- Beratung seit 1994
- Langzeitbegleitung, seit 1994
- IG-Zeitung seit 1996
- 1. Beratungsstelle 1998 - 2004
- IG-Schule 1999 - 2002
- Menschwürdiges Wohnen, seit

1998
- Anwaltschaftliche Rechtshilfe

2001-2013
- Eröffnung Kafi Klick 2009
- 2. Beratungsstelle im Kafi Klick

Okt. 2009-Mai 2010

MitarbeiterInnen

Wir freuen uns sehr darüber, dass Ar-
mutsbetroffene, die wir einst begleite-
ten, unterdessen zu aktiven Mitarbeiter-
Innen geworden sind, indem sie  regel-
mässig unentgeltlich Arbeiten überneh-
men. Sie gehören zu tragenden Mitar-
beiterInnen und bereichern mit ihren
Erfahrungen die gesamte Tätigkeit: Ihre
Meinung ist entscheidend wichtig. So
waren und sind im Vorstand auch im-
mer Armutsbetroffene vertreten.

Andere sind im Zeitungsverkauf aktiv,
was oft harte Arbeit und sehr anstren-
gend ist. Manchmal werden Verkäufe-
rInnen angepöbelt oder vertrieben, so-
dass es eine dicke Haut braucht und
genügend Kräfte, um längere Zeit zu
stehen zu können.  Der Zeitungsverkauf
ist von grosser Bedeutung und Aufgabe
von allen: Die Sichtweise der Armuts-
betroffenen und unsere politischen
Standpunkte werden so in der Öffent-
lichkeit getragen. Dadurch haben sich
Freiwillige gemeldet oder sind Einla-
dungen für Weiterbildungen entstanden.
Zudem ist es in finanzieller Hinsicht
zentral: Solidarische Menschen kaufen
die Zeitung und einige werden Spende-
rInnen.

Leider kam es mit fest angestellten Mit-
arbeiterInnen im Laufe der Zeit manch-
mal auch zu heftigen Auseinanderset-
zungen: Sozialtätige begannen bei uns
in voller Begeisterung zu arbeiten, aber
nach kurzer Zeit zeigte sich, dass sie
sich nicht an unsere spezielle Kultur mit
den Armutsbetroffenen innerhalb des
Betriebes anpassen konnten oder woll-
ten. Sie weigerten sich von der Vielfalt
der grossen Erfahrungen der Armuts-
betroffenen und der solidarischen Mit-
arbeiterInnen zu lernen, sondern sahen
unseren Betrieb als ihr Tummelfeld, den
Betrieb umzukrempeln nach ihren ei-
genen Bedürfnissen. Trotz den ausführ-
lichen Bewerbungsgesprächen und Dis-
kussionen, setzten sie sich nicht damit
auseinander, weshalb die in langwieri-
gen ständigen Diskussionen entwickel-
te Arbeitsweise genau den Charakter der
IG ausmacht. Es gab Mitarbeiter, Män-
ner, die sich nicht auf unser langjährig
Bewährtes, unsere eigens entwickelte
Arbeitsmethode einlassen wollten und
uns verliessen.  Unsere Arbeit war ih-
nen zu fremd, zu anstrengend und zu
unbequem, sodass es enorme Spannun-
gen gab.  Langjährige Mitarbeiterinnen
wurden durch verbale Gewalt gedemü-
tigt, psychisch schwer verletzt und in
ihrer Arbeit massiv beeinträchtigt.

Politische Informations- und Aufklä-
rungsarbeit

Aus der Praxis griffen wir gesellschafts-
politische Missstände auf, welche durch
Armutsbetroffene an uns herangetragen
wurden. Unsere Leitparole war und ist:
Leben bedeutet mehr als Überleben!
Später folgte: Nein zur Sozialapartheid
in der Schweiz! Dabei ging es nicht nur
um die viel zu tiefen Sozialleistungen,
sondern auch um die entwürdigende
Respektlosigkeit und Diskriminierung,
die Armutsbetroffene erleben. Und: Ein-
klagbare soziale Rechte in die Bundes-
verfassung! Nur wenn soziale Men-
schenrechte einklagbar werden in der
Schweiz, hört die Willkür im Sozialwe-
sen auf. Unsere IG-Zeitung ist die älte-
ste Strassenzeitung in Zürich und ge-
hört am 1. Mai in vielen Städten dazu.
Wir schreiben für Fachzeitschriften,
organisieren Standaktionen und orga-
nisieren regelmässig Veranstaltungen.
Wir sehen uns als einen Teil der Bür-
gerrechtsbewegung für und mit Armuts-
betroffenen.
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IG Sozialhilfe: 5 Jahre Kafi Klick – zur Verwirklichung des
Menschenrechts auf Information
Das Kafi Klick bietet in der Stadt Zü-
rich seit fünf Jahren kostenloser Inter-
netzugang an und ist zugleich ein Treff-
punkt für armutsbetroffene Men-
schen. Die Idee dazu entstand im Aus-
tausch mit den Armutsbetroffenen, wie
alle Bereiche der IG Sozialhilfe. Das
Kafi Klick ist zu einer festen sozialen
Einrichtung geworden mit einer be-
wegten Geschichte.

Kostenloser Internetzugang für Ar-
mutsbetroffene, ein Novum in der
Stadt Zürich

Am 17. Oktober 2009, dem Internatio-
nalen Tag gegen Armut und Ausgrenzung,
öffnete das Kafi Klick seine Türe. Als

kostenloses Internetkaffee für armutsbe-
troffene Menschen setzt das Kafi Klick das
Menschenrecht auf Information in die
Realität um. Damit auch Menschen mit
Bildungsdefiziten dieses Recht wahrneh-
men können, setzen sich die Kafi Klick-
MitarbeiterInnen zu den BenutzerInnen
an den Computer und unterstützen diese
nach ihrem persönlichen Bedarf. Die Be-
nutzerInnen sind IV-BezügerInnen, Ar-
beitslose, Alleinerziehende, MigrantInnen
und Menschen von der Gasse. Genauso
unterschiedlich wie die Vielfalt der Be-
sucherInnen sind die Anforderungen an
die MitarbeiterInnen des Kafi Klick: Sie
vermitteln mit viel Einsatz Basiskenntnis-
se über den Umgang mit dem Computer,
helfen bei der Suche nach einer Wohnung,

beim Schreiben eines Briefes oder beim
Aufstöbern von Informationen aus dem
Herkunftsland bei MigrantInnen und vie-
les mehr.  Auf der anderen Seite erfordert
es von den Besuchern, die das erste Mal
vor einem Computer sitzen, viel Mut, et-
was Neues auszuprobieren.

Zur Entwicklung des Kafi Klick

Im ersten halben Jahr stieg die durch-
schnittliche Besucherzahl von 8,25 Per-
sonen im Oktober 2009 auf 25,86 Perso-
nen im Mai 2010 pro geöffnetem Nach-
mittag an. Das Kafi Klick war an vier
Nachmittagen pro Woche geöffnet. Im
Jahre 2010 zählte es über 4 000 Einzel-
besuche. Mehrere BesucherInnen konn-

Folgende Themen waren Schwer-
punkte:
- Gesunde Wohnungen sind Men-

schenrecht
- Erhöhung und Ausbau der Sozi-

alhilfe
- Verbesserung der Sozialhilfe

durch mehr Leistungen
- Armut macht krank
- Strukturelle Gewalt gegen Ar-

mutsbetroffene auf Ämtern
- In den frühen Jahren war das The-

ma der HIV-positiv armutsbetrof-
fenen Menschen zentral, die auf
Grund ihrer Suchterkrankung,
bzw. Beschaffungskriminalität zu
Gefängnisstrafen verurteilt wur-
den; oft für den Rest ihres Lebens

- Armut und sexuelle Ausbeutung
von Kindern und Frauen

- Kostenlose (Berufs)-Bildung für
Armutsbetroffene

- Unterstützung des Referendums
gegen die V. IV-Revision

- Petition an den Bundesrat mit den
Forderungen der Armutsbetroffe-
nen 17. Okt. 2008

- Verding- Heimkinder, heute wer-
den sie Opfer von fürsorgerischen
Zwangsmassnahmen genannt

- Aktivitäten rund um die Nationa-
len Strategien gegen Armut in der
Schweiz

Die Sprache positioniert

Der Sprachgebrauch zeigt auf, wo man
sich politisch positioniert: Darum wäh-
len wir eine Sprache, die klar die Sicht
der Armutsbetroffenen vertritt. Wir stel-
len uns gegen Schönfärberei und Ver-
wischung der sozialen Tatsachen, der
sozialen Ungerechtigkeit, entgegen der
verbreiteten Meinung, dass es etwas
„Objektives“ geben sollte. Alles wird
von einem Standpunkt wahrgenommen,
beurteilt. Darum reden wir Klartext.
Beispiele: Konsequent brauchen wir den
Begriff Armutsbetroffene: Denn sie sind
nicht „Arme“, sondern Menschen, die
mit materiellen Mängeln gezwungen
sind, zu (über)leben. Möglicherwiese
sind sie auf andere Weise reicher als
viele mit einem grossen Portemonnaie:
Genau so wenig, wie Menschen mit be-
sonderen Bedürfnissen keine „Invalide“
sind! So gibt es bei uns auch keine Kli-
entInnen noch „Fälle“: Sie sind nicht
unsere Kunden, sondern amutsbetroffe-
ne Menschen in völliger Verzweiflung,
die nirgends Hilfe fanden und wir „die
letzte Rettung“. Arbeitsintegrationspro-
gramme für Erwachsene Sozialhilfebe-
zügerInnen nennen wir  Zwangsarbeit,
wenn die Leute dazu gezwungen wer-
den.

Aus dem Jahrzehnte langem Miterleben
von sozialer Ungerechtigkeit habe ich
den Begriff Sozialapartheid entwickelt.
Interessanterweise erachteten Armuts-
betroffene ihn als völlig zutreffend und

verstanden ihn auf Anhieb, weil er ihre
persönliche Befindlichkeit in einem
Ausdruck beschreibt. Andere fanden ihn
übertrieben und stellten ihn in Frage.
Dies betrachtete ich als selbstredend.
Sozialapartheid bedeutet die tiefgreifen-
de sozioökonomische, soziopolitische,
soziokulturelle und psychosoziale Tren-
nungslinie innerhalb der Gesellschaft.
Zwei grundlegend verschiedene Exi-
stenz-, Dasein-, Wahrnehmungs-, und
Bewusstseinsformen prägen die Men-
schen: Die einen sind gesellschaftspo-
litische Subjekte und bestimmen, die
anderen sind Objekte, über die bestimmt
wird. Die Subjekte der Gesellschaft be-
stimmen wie hoch das Existenzmini-
mum sein soll, die Lockerung des Da-
tenschutzes gegenüber Sozialhilfebezü-
gerInnen, wie hoch die Krankenkosten
für Armutsbetroffene sein sollen, usw.
Entgegen der sozialethischen Konven-
tion der abendländischen Kultur, wo-
nach Menschenrechte unteilbar sind
und der Mensch an sich den höchsten
Wert darstellt, ist es eine Selbstverständ-
lichkeit für die Subjekte darüber zu ent-
scheiden, wieviel oder wenig Unterstüt-
zungsleistungen einem Objekt gewährt
wird!

Sozialapartheid bewirkt, dass der Dia-
log zwischen den gesellschaftlichen
Subjekten und Objekten abbricht. Ver-
stummt das Gespräch, nimmt der Pro-
zess der getrennten Entwicklung seinen
Lauf.

Branka Goldstein, Gründerin und
Präsidentin IG Sozialhilfe
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ten durch das Kafi Klick einen Job oder
eine Wohnung finden.

Einmal pro Woche bot das Kafi Klick zu-
sätzlich  jeweils während  zweier Stun-
den Beratung für Armutsbetroffene  an.
Es konnten  stets alle bis Betriebsschluss
des Kafi Klick beraten werden. Es fanden
sich dabei traumatisierte Menschen mit
schweren psychischen Störungen und an-
dere mit sehr komplexen Problemstellun-
gen  ein.
Es zeigte sich, dass sich hinter vermeint-
lich kleinen Anliegen eine ganze Kette von
Problemen verbirgt.  Bei den meisten
wäre eine Langzeitbetreuung nötig gewe-
sen, wofür wir keine Kapazitäten hatten.
So mussten wir unsere Beratungsstelle
wegen fehlenden finanziellen und perso-
nellen Ressourcen im Sommer 2010
schliessen. Diejenigen Ratsuchenden,
welche sich zu diesem Zeitpunkt bereits
regelmässig  zur Beratung einfanden,
wurden jedoch weiter beraten.
Die betrieblichen Strukturen festigten
sich; neue Freiwillige konnten rasch ins
Team eingebunden werden. Das Kafi
Klick wurde per 1. Januar 2011 mit einer
Starthilfe der IG Sozialhilfe in einen ei-
genständigen Verein ausgegliedert. In der
Folge konnte  der Verein Kafi Klick für
die beabsichtigten Betriebszeiten  leider
nicht die nötigen finanziellen Mittel auf-
treiben.. Entsprechend wurde der Betrieb
für eine Übergangszeit auf zwei Tage pro
Woche reduziert.

Nach dieser Übergangszeit übernahm ab
dem 1. Juli 2012 wiederum die IG Sozi-
alhilfe das  Kafi Klick als einen seiner Teil-
bereiche.. Trotz enormem Einsatz und
Anzapfung der Reserven konnte das Kafi
Klick wegen fehlender finanziellen Mit-
tel nur drei Mal pro Woche geöffnet wer-
den. Jetzt ist das Kafi Klick wieder gut
eingebettet in die IG Sozialhilfe und breit
abgestützt.

Im Jahr 2013 zählte das Kafi Klick 4700
BesucherInnen, durchschnittlich 36 Per-
sonen pro Nachmittag. Nicht nur die stei-
genden Besucherzahlen sind als Erfolg zu
werten. Besonders erfreulich ist es auch,
dass das Kafi Klick neue Chancen ermög-
licht. Dies geschieht nicht nur, indem sich
die MitarbeiterInnen mit den Problemen
der BesucherInnen auseinandersetzen,
sondern auch indem sich die BesucherIn-
nen untereinander unterstützen. Vor dem
Computer helfen sie sich gegenseitig beim
Erstellen von Schreiben oder beim Su-
chen nach Informationen im Internet. Aber

auch die Teilhabe an den sozialen Kon-
takten hat sich durch den Ausbau des
Treffpunktes intensiviert.
Seit dem 1. Januar 2014 ist das Kafi Klick
fünf Mal pro Woche geöffnet. Neu sam-
meln wir gute (Winter)-Kleider, damit wir
sie bei Bedarf den Armutsbetroffenen ko-
stenlos abgeben können. Eine siebte
Computerstation installierte unser freiwil-
liger Supporter auf Jahresbeginn, damit
BesucherInnen weniger lang warten müs-
sen. Die Besucherzahlen im Kafi Klick
sind nochmals sprunghaft angestiegen.
Das Kafi Klick wird manchmal fast über-
rannt. Wir stehen vor neuen Herausfor-
derungen.

Zu hochschwellig für die Armutsbe-
troffene  der Langzeitbetreuung

Vor der Eröffnung rätselten wir oft dar-
über, wer von den Armutsbetroffenen aus
der Langzeitbetreuung das Angebot des
Kafi Klick nutzen wird. Würde es mög-
lich sein, dass einzelne den Schritt ins Kafi
Klick wagen? Würden sie es schaffen, ihre
Isolation zu durchbrechen? Leider zeigte
es sich, dass es ihnen nicht möglich war,
das Kafi Klick zu nutzen. Nur schon der
Weg dorthin war zu beschwerlich und die
Betriebsamkeit unerträglich. Zudem war
das Interesse an Computer und Internet
kaum vorhanden. Denn wer beispielswei-
se eine E-Mail schreiben will, müsste
dafür einen Empfänger haben: Wofür also
Internet?

Treffpunkt ab Sommer 2012

Viele verweilen nach der Computerbenüt-
zung oft bis zum Betriebsschluss im Kafi
Klick und unterhalten sich miteinander.
Das Kafi Klick ist auch ein Treffpunkt: In
der Gesellschaft von anderen soll die ar-
mutsbedingte soziale Isolation durchbro-
chen werden und im Austausch unterein-
ander Selbsthilfe entstehen. Seit Sommer
2012 gibt es jeden Tag Essen, es wird
gekocht, oder belegte Brote, Früchte,
Gemüse und manchmal auch Süsses wer-
den aufgetischt, das unentgeltlich von der
Schweizer Tafel geliefert wird. Immer
mehr entwickelt sich eine familiäre Stim-
mung, die sehr geschätzt wird. Die Mit-
arbeiterInnen werden zu Vertrauten: So
suchte eine Witwe nach dem Tod ihres
Mannes unverzüglich das Kafi Klick auf
, um bei ihrer hoch geschätzten Kafi
Klick-Mitarbeiterin Trost zu finden. Die
betreffende Mitarbeiterin begleitete dann
auch die Trauernde an die Beerdigung.
Die gegenseitige Hilfestellung macht ei-

nen grossen Anteil des Treffpunkts aus.
BesucherInnen informieren sich gegensei-
tig über die Möglichkeiten in der Region
Zürich, tauschen ihre Erfahrungen aus
und helfen mit, sprachliche Brücken zu
bauen. Die digitale Welt bietet neue Wege
der Selbstbestimmung: Flimmert ab und
zu ein Video über einen der Bildschirme,
versteckt sich dahinter oftmals eines der
vielen Lernvideos aus dem Internet, mit
denen man sich eine neue Sprache oder
sonstige Fertigkeiten aneignen kann. Dass
es nicht nur bei der Suche nach Informa-
tionen wie freie Wohnungen oder freien
Stellen bleibt, gehört seit Anfang an zu
den Prinzipien des Kafi Klicks. Die Mit-
arbeiterInnen erleben immer wieder, dass
BesucherInnen mit einem strahlenden
Lächeln und dem lang ersehnten Miet-
oder Arbeitsvertrag im Kafi Klick vorbei-
kommen und sich bei den MitarbeiterIn-
nen für ihre Unterstützung bedanken.

Die finanziellen Probleme – ein schwe-
res Joch

Die Stadt Zürich hat sich  für die Not-
wendigkeit der Weiterführung des Kafi
Klick ausgesprochen und über die näch-
sten vier Jahre einen finanziellen Beitrag
zugesagt. Dieser macht aber nur ungefähr
einen Drittel der Aufwendungen aus.
Doch der Wunsch der Stadt Zürich war,
dass das Kafi Klick ab Januar 2014 an
zwei zusätzlichen Tagen, also neu von
Montag bis Freitag, seine Türe öffnet  um
so nicht nur den regelmässigen Zugang
zum Internet zu gewährleisten, sondern
auch als Treffpunkt kontinuierliche Arbeit
leisten zu können.

Die finanziellen Schwierigkeiten sind
nicht aus der Welt geschafft. Über zwei
Drittel des finanziellen Bedarfs muss noch
von anderen Stellen aufgetrieben werden.
Die Stiftungskultur in der Schweiz ist
mehrheitlich auf die Unterstützung von
zeitlich begrenzten Projekten oder Vorha-
ben mit eigenständigen Einnahmemög-
lichkeiten ausgerichtet. Der Spenden-
markt ist gesättigt.  Ein kleines Stück vom
Kuchen abzubekommen und mit den gros-
sen Organisationen mitzuhalten ist für das
Kafi Klick kaum möglich. Es ist eine gros-
se Belastung, wenn nach grossem Auf-
wand für tadellose Gesuche nachher Ab-
sagen die Antwort sind, obwohl der Be-
darf auf Seite der Armutsbetroffenen stets
zunimmt und die BesucherInnenzahl
steigt.

Sara Egli, Branka Goldstein,
Leitungsteam Kafi Klick
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18 Jahre Kultur Legi: Wir haben die Kultur Legi erfunden!
Im Dezember 1996  haben wir den
Förderpreis der Stadt Zürich für inno-
vative Ideen für die Kultur Legi gewon-
nen.

Bereits am Tag nach der Gründung der
IG Sozialhilfe beschlossen wir eine Legi
für Armutsbetroffene zu kreieren. Schü-
lerInnen und StudentInnen hatte eine
Legi, womit sie ermässigte Eintritte
bekamen. Jetzt, wo unsere Kinder flüg-
ge waren, sassen wir zu Hause, weil wir
uns Eintritte nicht leisten konnten! Dies
musste sofort geändert werden: Wir ent-
wickelten die Kultur Legi (KL)!

Die Kultur Legi ist ein persönlicher
Ausweis, womit zu ermässigten Preisen
die Türen für Bildung, Sport und Kul-
tur für Armutsbetroffen geöffnet werden.
Zu beziehen jetzt bei der Caritas in der
ganzen Deutschschweiz.

Im November 1995 erschien im Tagblatt
der Stadt Zürich auf unsere Initiative hin
auf der Frontseite der Bericht über die
Kultur Legi mit den ersten 13 Angebo-
ten. Leider durften wir die KL nicht sel-
ber abgeben, wir mussten dem bitteren
Kompromiss zustimmen, dass aus-
schliesslich das Fürsorgeamt diesen
Ausweis abgab.

Später, nach der Vereinsgründung, über-
nahm diese Arbeit  ein Mitarbeiter der
IG Sozialhilfe, der Projektleiter Kultur
Legi, mit wenigen Stellenprozenten an
die Hand. Vom Sozialdepartement der
Stadt Zürich erhielten wir jährlich be-
scheidene Beträge.

Im März 1996 geriet die KL unter Be-
schuss von der SVP; ihre Gemeinderä-

te machten eine parlamentarische An-
frage im Zürcher Gemeinderat, weil
ihnen missfiel, dass auch Asylsuchen-
de Anrecht auf eine KL hatten. Sie
meinten, Sozialhilfebezüger seien kei-
ne Härtefälle, wo Verbilligungen nötig
seien. Dieser Angriff entlarvte die SVP
einmal mehr als Rappenspalter gegen-
über  Armutsbetroffenen und in ihrer
Fremdenfeindlichkeit. Doch die KL trug
keinen Schaden davon.

Kulturlegi ade!
Bis ins Jahr 2006 war die KL ein gros-
ser Bereich der IG Sozialhilfe. Es gab
aber immer wieder grosse Auseinander-
setzungen in der Zusammenarbeit mit

der Caritas, welche die KL Winterthur
und in anderen Städten  aufbaute. Hin-
ter unserem Rücken patentierte die Ca-
ritas die KL für den Kanton Zürich mit
ihrem Signet, was wir nicht verhindern
konnten und damit wurde unsere KL
Zürich weggefegt. Ein harter Schlag!
Ab 1.1.2007 übernahm die Caritas die
gesamte Verantwortung für die KL und
schmückte sich mit unseren Federn in
ihren Werbeauftritten. Caritas feierte
letztes Jahr "10 Jahre KulturLegi", ob-
wohl es sie schon viel länger gibt! Sie
wies unsere Forderung ab, im Rahmen
der Feierlichkeiten über die Gründung
und den ersten Aufbau der KulturLegi
dem Publikum zu berichten. So weiss
heute kaum jemand, dass die Kultur
Legi von  zwei allein erziehenden Müt-
tern in solidarischer Gratis-Arbeit er-
funden und aufgebaut wurde, obwohl
wir sie nie selber beanspruchen konn-
ten. Dennoch freuen wir uns darüber,
dass sie in der ganzen Deutschschweiz
von Armutsbetroffenen rege benützt
wird!

Branka Goldstein,
Mitbegründerin der Kultur Legi

Aktuelle Angaben zur Kultur Legi
des Kantons Zürich von der Cari-
tas:
Vom 1.1.2013- 31.12.2013 wurden
10 253 KL ausgestellt. Sie wurde 122
000 Mal gebraucht und der Wert der
Ermässigungen betrug 2013 1.7 Mio
Franken.

ZeitungverkäuferInnen gesucht:

Unsere IG-Zeitung kann zum Preis
von Fr. 2.50 bezogen werden und
wird zu Fr. 5.- verkauft.

Bitte meldet Euch bei:
IG Sozialhilfe
Postfach 1566
8032 Zürich
ig-sozialhilfe@gmx.ch
Tel. 079/ 343 66 43
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Auf die Entschuldigungsworte folgten erste Taten, aber beim Geld wird
noch geknausert
von Thomas Huonker, Historiker, De-
legierter des Vereins Fremdplatziert am
Runden Tisch für die Opfer fürsorgeri-
scher Zwangsmassnahmen vor 1981,
Mitte März 2014.

Am 11. April 2013 haben sich Bund,
Kantone, Gemeinden, Heimverbände,
die Kirchen und der Bauernverband,
angeführt von Bundesrätin Simonetta
Sommaruga (SP), im Casino Bern offi-
ziell bei den Opfern fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen entschuldigt, so-
fern diese vor 1981 stattfanden. Wie ist
das einzuordnen, und was ist seitdem
geschehen?

Das Unrecht willkürlicher und men-
schenrechtswidriger fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen wurde vor mehr
als dreissig Jahren festgestellt

1981 war die Schweiz endlich zur Ein-
sicht gekommen, es widerspreche
grundlegenden Menschenrechten, Be-
hörden zu erlauben, via blosse Verfü-
gung, ohne Rekursrechte der Opfer vor
unabhängigen Gerichtsinstanzen, Men-
schen die Ehe zu verbieten, Zwangsab-
treibungen durchzuführen, Eltern die
Kinder wegzunehmen, diese als Ver-
dingkinder und Heimkinder systemati-
scher Misshandlung und Ausbeutung
auszusetzen, den Behörden missliebige
Personen jahre- und jahrzehntelang in
Zwangsarbeitsanstalten zu internieren,
Frauen und Männer der Zwangssterili-
sation und -kastration sowie medizini-
schen Menschenversuchen zu unterzie-
hen.  Aber damals, 1981, war nicht die
Rede von einer Entschädigung der von
diesen menschenrechtswidrigen
Zwangsmassnahmen Betroffenen. Viel-
mehr verzögerten einige Kantone die
Einführung menschenrechtskonformer
Regelungen noch um einige Jahre län-
ger.

Einige wenige Abfindungen wurden
ab 1988 ausbezahlt

Erst 1988 erreichten die Jenischen, de-
ren gezielte Verfolgung als ethnische
Gruppe in den Jahren von 1926 bis 1973
Tatbestände des Völkermords (gemäss
Genozid-Konvention der UNO vom 10.

Dezember 1948) umfasste, dass das ih-
nen angetane Unrecht mit Entschädi-
gungen von durchschnittlich Fr. 5'500.–
pro Person minimal abgegolten wurde.
Gefordert hatten sie 100'000.– Franken
pro Person, aber der Bund, die Kantone
und ein dubioser Anwalt handelten statt-
dessen diese Billiglösung aus.

1999 entschädigte der Kanton St. Gal-
len Opfer, die in einem Kinderheim se-
xuell missbraucht worden waren,  mit
einer Pauschalsumme von einer halben
Million, aufgeteilt auf die Betroffenen.
Der Heimleiter wurde strafrechtlich ver-
urteilt und kam ins Gefängnis, was bei
früheren Fällen dieser Art oft unterblieb.
Denn die meisten TäterINNen dieser Art
blieben straflos, was ein weiterer
Schandfleck des Schweizer Justizwe-
sens ist.

Die Thematik der Misshandlung und
des Missbrauchs von Heimkindern war
ebenfalls 1999 vor allem im Kanton
Waadt von betroffenen Aktivistinnen
wie Louisette Buchard-Molténi bekannt
gemacht worden.  Dort erhielten ein-
zelne Betroffene die bisher höchste in
der Schweiz ausbezahlte Entschädi-
gung, nämlich 37'500.– Franken pro
Person. Die Städte Zürich und Winter-
thur zahlen in den letzten Jahren auf
Gesuch hin (zu richten an das jeweilige
Sozialdepartement) an vor 1981 Fremd-
platzierte oder anderen Zwangsmass-
nahmen Unterzogene finanzielle Lei-
stungen für konkrete Naturalgaben (z.B.
Zahnsanierung, E-Velo, Pflegebett, Ge-
neralabo SBB u.a.) als symbolischen
Ausgleich für das Erlittene, was jeweils
Beträge zwischen 5000.– und 13'000.–
Franken ausmachte.

Zuerst ein Soforthilfefonds für notlei-
dende Opfer, dann eine gesetzliche
Zahlung an alle Geschädigten – aber
wie viel oder wie wenig Geld zahlt die
reiche Schweiz, und wann?

Der am 13. Juni 2013 konstituierte Run-
de Tisch für die Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen vor 1981 be-
schloss am 25. Oktober 2013, Empfeh-
lungen zu finanziellen Abgeltungslei-

stungen an die noch lebenden Opfer
auszusprechen, und am 29. Januar
2014, dass die finanziellen Leistungen
in zwei Stufen realisiert werden sollen:

1. Ein Soforthilfefonds, basierend auf
freiwilligen Einzahlungen von Kanto-
nen (aus dem Lotteriefonds) und ande-
ren für das damalige Unrecht verant-
wortliche Instanzen (z.B. Kirchen, Ver-
bände) für  Opfer in prekären Lebens-
umständen. Für Zahlungen in Höhe bis
12'000.– Franken aus diesem Soforthil-
fefonds soll ab Juni 2014 ein Gesuchs-
formular vorliegen, Geld soll ab Sep-
tember 2014 fliessen. Die Opferorgani-
sationen forderten für diesen Fonds 50
Millionen Franken. Diese Summe ist bei
weitem nicht gesprochen. Bund, Kan-
tone und weitere ehemalige Täterinstan-
zen wollen sie viel niedriger halten (7-
8 Millionen Franken). Der Bauernver-
band lehnte eine Einzahlung ab, die
katholische Kirche sicherte bisher
300'000 Franken zu. Der Bund schick-
te Bettelbriefe auch an Firmen und Stif-
tungen, um den Fonds weiter zu äuf-
nen. Dieser staatliche Bettel bei Priva-
ten für diesen Soforthilfefonds ist ein
etwas peinliches Schauspiel in der rei-
chen Schweiz. Ob so ausreichende
Geldmittel zusammenkommen, ist frag-
lich.

2. Ein grösserer zweiter Fonds (der
Name ist noch unklar) für Auszahlun-
gen an alle durch fürsorgerische
Zwangsmassnahmen oder Fremdplat-
zierungen vor 1981 Geschädigten.

Dieser grössere Fonds soll für Bund,
Kantone und Gemeinden auf gesetzli-
cher Grundlage beruhen, deren Ausar-
beitung zwei bis vier Jahre Zeit erfor-
dere; Einzahlungen weiterer für das
verübte Unrecht Verantwortlicher pri-
vater Art (Kirchen, Verbände, Medizin-
bereich, Pharmaindustrie) sollen aber
wiederum freiwillig sein. Die Auszah-
lungen sollen an alle Opfer ausgerich-
tet werden, auch an solche, die sich aus
eigener Kraft,  trotz der erschwerten
Startbedingungen, aus der Armut her-
ausarbeiten konnten. Die Opferorgani-
sationen fordern einen Pauschalbetrag
von 120'000.– Franken pro Person. Ver-
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treter der staatlichen Instanzen, der Kir-
chen und der Verbände, also die Rechts-
nachfolger ehemaliger Täterschaften,
wollen diesen Betrag weit tiefer halten.
Ein Rechtsgutachten, welches die Re-
gelungen anderer Staaten analysiert, die
zum Teil Zahlungen weit über  120'000
Franken (in Irland bis 300'000.– pro
Person), aber auch darunter (in Schwe-
den z.B. 35'000 Franken pro Person)
leisteten, wurde in Auftrag gegeben, hat
sich aber verzögert. Die Vergleichszah-
len in anderen Länder sind jedoch be-
kannt.

Diesen Fonds muss das Bundesparla-
ment beschliessen. Der Runde Tisch gibt
dazu nur eine Empfehlung ab. Deshalb
lanciert die Guido Fluri Stiftung eine
Volksinitiative, um eine einigermassen
grosszügige finanzielle Abgeltung und
eine angemessene wissenschaftliche
und gesellschaftliche Aufarbeitung des
an Körpern und Seelen der Opfer ange-
richteten Leidens zu sichern. (Siehe In-
terview mit Guido Fluri).

Nachdem die Schweiz solche Entschä-
digungszahlungen an die Opfer jahr-
zehntelang weitgehend verhindert und
verzögert hat, so dass sehr viele Opfer
inzwischen entmutigt gestorben sind
und gar nichts bekamen, wäre es an der
Zeit, grosszügige Abgeltungen endlich
zügig und unbürokratisch auszurichten.
Andere Gruppen von Schweizer Bür-
gern, wie Bauern, Winzer, Hoteliers,
Militärs, Bankiers etc. konnten seit je-
her viel schneller ungleich grössere
Summen aus dem Staatsbudget erhält-
lich machen, ohne solche Leiden in
Körper und Seele eingebrannt  zu ha-
ben wie die Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen. Diese Lobbys
sind seit Staatsgründung viel näher bei
den grossen Töpfen der Staatskassen,
ihre Vertreter sitzen in vielen mächti-
gen Gremien. Es fällt dem Staat sehr
schwer, über seine eigenen düsteren
Schatten zu springen und die über Jahr-
hunderte hinweg von seinen Rechtsvor-
gängern rechtlos Gehaltenen, Ausge-
beuteten, Missbrauchten und Gedemü-
tigten in ihren Leiden und Anliegen
ernst zu nehmen und endlich zügig zu
bewilligen, was ihnen zusteht. Dieser
Sprung muss nun mutig und ohne Fin-
ten und Tricks absolviert werden.

Aktensicherung, Akteneinsicht

Der Runde Tisch für die Opfer fürsor-
gerischer Zwangsmassnahmen, zuerst
präsidiert von Hansruedi Stadler, Alt-
Ständerat aus Uri, dann von Luzius
Mader, Vizedirektor des Bundesamts für
Justiz, hat vor seinen Beratungen zur
finanziellen Abgeltung bereits Empfeh-
lungen zur Aktensicherung und zum
Recht auf Akteneinsicht erlassen. An-
laufstellen gibt es unterdessen in allen
Kantonen. Sie sind aufgelistet auf der
Website des Runden Tischs:http://
www.fuersorgerischezwangsmassnahmen.ch

Meist sind das die Staatsarchive für  die
Akteneinsicht und die kantonalen Op-
ferhilfe-Stellen für die allgemeine Be-
gleitung oder Therapievermittlung. Das
Recht auf Akteneinsicht bedeutet ge-
mäss Empfehlung des Runden Tischs:
Vollumfängliche Kopien aller Akten,
die über ein Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen oder einer Fremd-
platzierung vor 1981 angelegt sind, und
zwar gratis. Akten können in den Be-
ständen der ehemaligen Vormund-
schafts- und Fürsorgebehörden von Hei-
mat- und Wohngemeinden liegen, fer-
ner bei KJugendschutzvereinen und Ju-
gendanwaltschaften, bei den Heimen
und Anstalten selbst, in Kirchenarchi-
ven und in Archiven von Organisatio-
nen wie Pro Juventute oder Seraphische
Liebeswerke. Viele Akten all dieser
Akteure wurden jedoch bewusst und
gezielt vernichtet.

Wissenschaftliche und gesellschaftli-
che Aufarbeitung: Wichtig ist der
Einbezug der Betroffenen!

Gerade weil viele Akten vernichtet wur-
den, aber auch, weil die Akten in oft
verfälschender und verletzender Weise
die Betroffenen und ihre Familien in ein
schlechtes Licht rücken („Pack“, „pri-
mitiv“, „erblich minderwertig“, „gefähr-
liches Milieu“ etc.), ist es bei der all-
seits befürworteten wissenschaftlichen
Aufarbeitung zentral, dass die Stimmen
der Betroffenen mittels Interviews und
Berücksichtigung der Autobiografien
von Opfern gebührendes Gewicht erhal-
ten. Dies auch deshalb, weil Betroffe-
ne, wenn sie ihr Leid klagten und sich
wehren wollten, oft als „Lügner“ und
„unglaubwürdig“ hingestellt wurden,

um ihnen ihre Rechte abzusprechen.

Die Betroffenen verlangen deshalb den
Einbezug von Abgesandten der Opfer
in die Leitungsgremien der anstehen-
den Aufarbeitungsprojekte.
Es braucht wissenschaftlich fundierte
Berichte, Bücher, Ausstellungen und
Websiten, die auch für eine breite Öf-
fentlichkeit verständlich sind. Sie müs-
sen die Leiden, das Unrecht und deren
Hintergründe klar auf den Punkt brin-
gen. Insbesondere sollen auch die Tä-
ter genannt werden.

Dazu brauchen die beauftragten For-
scherinnen und Forscher – und deren
Arbeit wird auch etwas kosten – volles
Akteneinsichtsrecht und eine Anonymi-
sierungsregelung, welche nicht Täter-
schaften schützt und vertuscht.

Neben der Wissenschaft muss auch die
gesellschaftliche Diskussion mittels
Ausstellungen, Podiumsgesprächen,
Filmvorführungen, Gedenkstätten, För-
derung der Opferorganisationen, Ein-
bezug der Thematik in Politik, Staats-
kunde, Schulbücher, Touristeninforma-
tion etc. am Laufen gehalten werden.
Denn der Rückfall in das Verdrängen,
Vergessen und Verschweigen, wie es
über Jahrhunderte hinweg praktiziert
wurde, droht ständig. Wer aber seine
Geschichte nicht kennt oder nicht ken-
nen will, kann seine Zukunft nicht be-
wusst gestalten. Ohne Aufarbeitung und
ohne die Lehren, die daraus zu ziehen
sind, ist die Wahrscheinlichkeit hoch,
dass auch heute wieder Praktiken vor-
kommen, die aus der Vergangenheit als
willkürlich, arrogant und menschen-
rechtswidrig bekannt sind, oder dass
sich solche Praktiken in neuen Tätig-
keitsfeldern des Staates unbewusst wie-
der herausbilden, ohne kritisches, und
das heisst auch: selbstkritisches Be-
wusstsein für die verfehlte Tragik sol-
cher Handlungsweisen, und unter Er-
zeugung neuer Opfer der Verhältnisse
und ihrer Nutzniesser.

Weitere Infos auf:

www. kinderheime-schweiz.ch
www.administrativ-versorgte.ch
www.fremdplatziert.ch
www.ig-adoptierter.ch
www.fuersorgerischezwangsmassnahmen.ch
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„Wir wollen ein Zeichen der Solidarität setzen“
Ein Gespräch mit Guido Fluri, dem
Initianten der Volksinitiative für eine
umfassende Wiedergutmachung für
die Opfer von fürsorgerischen
Zwangsmassnahmen.

Bis vor wenigen Jahrzehnten wurden in
der Schweiz Menschen als Verdingkin-
der fremdplatziert, wegen ihres angeb-
lich „liederlichen“ Lebenswandels in
Gefängnisse gesperrt, zwangssterilisiert
oder wegen ihrer Herkunft in Heimen
untergebracht.
Seit einiger Zeit ist eine breite öffentli-
che Diskussion um den Alltag, die Ge-
schichte und das grosse Leid von Op-
fern fürsorgerischer Zwangsmassnah-
men in der Schweiz entbrannt. Die
Meinungen, wie umfangreich diese
durch den Staat, die Kirchen und Pri-
vate ausgeführte strukturelle Gewalt
historisch aufgearbeitet und zumindest
finanziell wieder gut gemacht werden
soll, gehen stark auseinander.
Die Guido Fluri-Stiftung setzt sich un-
ter anderem politisch für die Opfer für-
sorgerischer Zwangsmassnahmen ein:
Sie wird eine Volksinitiative lancieren.

• IG Sozialhilfe: In den letzten Jahren
wurde historisch viel  zu diesem
Aspekt der Schweizer Geschichte
geforscht, es wurde ein runder Tisch
mit Betroffenen, HistorikerInnen und
Verantwortlichen der politischen
Gremien gebildet sowie ein Sofort-
hilfefonds eingerichtet. Wozu
braucht es noch Ihre Initiative?

Fluri: Nun, der Soforthilfefonds ist
nur für diejenigen Betroffenen von
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen
gedacht, die sich in eine aktuellen
finanziellen Notsituation befinden.
All die anderen zig 1000 Opfer er-
halten auch weiterhin keine Wieder-
gutmachung. Aus diesem Grund
braucht es nach wie vor und drin-
gend unsere Initiative. Die Wieder-
gutmachungsinitiative behält alle
Opfer im Auge und will eine umfas-
sende wissenschaftliche Aufarbei-
tung dieses dunklen Kapitels der
Schweizer Sozialgeschichte. Jedoch
fehlt der politische Wille zu diesen
Massnahmen. In diesem Sinne ist die
Initiative keine Konkurrenz oder Al-

ternative, sondern eine notwendige
Ergänzung zur Arbeit des Runden Ti-
sches. Der Runde Tisch ist sehr wich-
tig, aber er wird auch vom Justizde-
partement sehr gut verkauft ange-
sichts der Tatsache, dass noch im-
mer die Hälfte der Kantone keine
Zahlungen in den Soforthilfefonds
gemacht haben. Der Kanton Grau-
bünden beispielsweise hat lediglich
Fr. 120 000, der Kanton Glarus Fr.
25 000  einbezahlt; eine Farce, wenn
man bedenkt, wie viel Geld in die-
sen Kantonen an Verdingkindern ver-
dient worden ist. Auch der Bauern-
verband will sich nicht finanziell
beteiligen, und die Kirche ruft ledig-
lich an einem Sonntag des kommen-
den Jahres zur landesweiten Kollek-
te auf. Im Vergleich zur Aufarbei-
tungspraxis in anderen Ländern, bei-
spielsweise in den USA, ist die Kir-
che in der Schweiz noch nirgends:
man entschuldigt sich, verweist aber
sogleich auf die Notwendigkeit der
Vergebung. Erklären Sie dies einem
schwerst Betroffenen, der in christ-
lichen Einrichtungen misshandelt
wurde.
Die Initiative soll aber nicht ankla-
gen, sie soll Solidarität schaffen. Es
ist vor allem unsere Aufgabe aufzu-
klären. Daher ist ein wichtiger Teil
der Initiative, dass die gesellschaft-
liche Aufklärung hinsichtlich dieser
Thematik vorangetrieben wird.

• IG Sozialhilfe: Welche Reaktionen
erhielten Sie von Betroffenen auf die
Lancierung Ihrer Initiative?

Fluri: Wir erhalten grossen Zu-
spruch. Dadurch, dass sich auch die
Betroffenengruppen im Komitee be-
finden, wissen wir, wie wichtig diese
Initiative für die Betroffenen ist: es
ist ein Puzzlestein in der Anerken-
nung für das erlittene Unrecht. Es
ist ein Zeichen, dass man das grosse
Leid nicht einfach stehen lässt und
zur Tagesordnung zurückgekehrt.

• IG Sozialhilfe: Wie wichtig ist eine
finanzielle Wiedergutmachung?

Fluri: In unserer Rechtstradition
wird erlittenes Unrecht und Leid

auch mit Geldleistungen wieder gut
gemacht. Wer beispielsweise zu Un-
recht einer Straftat verdächtigt wird
und sich vor Gericht verantworten
muss, erhält eine Entschädigung.
Das erlittene Unrecht kann durch
Geld zwar nicht ungeschehen ge-
macht, aber zumindest gelindert wer-
den. Insbesondere im Fall der Ver-
dinginder und Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen, bei denen die
Täter entweder bereits verstorben
sind oder die Tat verjährt ist, über-
nimmt die finanzielle Leistung eine
wichtige Funktion und wird zum Er-
satz für das erlittene Unrecht. Gera-
de weil es weh tut, wenn es ums Geld
geht, setzt man mit einer finanziel-
len Wiedergutmachung ein wirkli-
ches Zeichen.

• IG Sozialhilfe: Wie gross ist die Be-
reitschaft der verantwortlichen Be-
hörden und politischen Parteien die-
sen Teil der Schweizer Geschichte
fundiert aufzuarbeiten?

Fluri: Nun, die Fakten sprechen für
sich. Eine umfassende finanzielle
Wiedergutmachung aller Opfergrup-
pen von fürsorgerischen Zwangs-
massnahmen hat bisher keine politi-
sche Mehrheit gefunden: so ist im
Jahre 2004 ein Vorstoss zur Entschä-
digung von zwangssterilisierten Per-
sonen in beiden Räten gescheitert.
Die aktuell von den eidgenössischen
Räten beschlossene Vorlage zur Re-
habilitierung der Opfer von admini-
strativen Versorgungen sieht eben-
falls keine finanzielle Wiedergutma-
chung vor. Eine solche war im Par-
lament nicht mehrheitsfähig. Es ist
keine Bereitschaft zu einer wirkli-
chen, tiefgründigen Wiedergutma-
chung und Aufarbeitung vorhanden.
Darum braucht es nun die Wieder-
gutmachungsinitiative und unsere
überparteiliche Allianz, um hier ein
Umdenken einzuleiten.

• IG Sozialhilfe: Bei Wiedergutma-
chungsbestrebungen ist die Frage
nach der Schuld meist eine ganz zen-
trale. Wie wichtig ist Ihnen diese und
wo verorten Sie sie?
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Fluri: Die Frage nach der Schuld ist
für mich persönlich nicht zentral.
Viele der Täterinnen und Täter, die
den Opfern schweres Leid zugefügt
haben, sind inzwischen auch verstor-
ben, Institutionen und Heime wurden
geschlossen. Aus diesem Grund rückt
für mich bei der Initiative die Ge-
rechtigkeit in den Vordergrund. Es
geht darum, den Opfern Gerechtig-
keit widerfahren zu lassen. Und es
geht um Verantwortung. Verantwor-
tung dieses dunkle Kapitel der Ge-
schichte aufzuarbeiten.

• IG Sozialhilfe: Welche Erklärungs-
ansätze haben Sie für die bis in die
1980 Jahre von Kirche und Staat in-
stallierte strukturelle Gewalt?

Fluri: Wenn mir die Betroffenen ihre
Lebensgeschichten erzählen, von der
Gewalt und dem Missbrauch, dann
fehlt es mir schlicht an einer einfa-
chen Erklärung. Zurück bleibt nur
eine tiefe Trauer. Sicher gab es aber
Faktoren, die den Missbrauch förder-
ten: zum Beispiel fehlten oftmals
staatliche und interne Kontrollen,
auch bei privaten und kirchlichen
Institutionen, das Personal war über-
fordert oder aber wagte es nicht, ge-
gen die sadistischen Praktiken Ein-
zelner aufzubegehren. Vor allem aber
fehlt es am ausgeprägten gesell-
schaftlichen Willen, die Schwächsten
unter uns gebührend zu schützen.

Und viel zu oft zeugte die Gewalt von
einer unglaublichen Geringschät-
zung menschlichen Lebens.

• IG Sozialhilfe: Welche behördlichen
Massnahmen oder welche zivilge-
sellschaftlichen Haltungen sind not-
wendig, damit eine solche systema-
tische Ausbeutung kein weiteres Mal
möglich wird?

Fluri: Wir können und müssen da aus
der Geschichte lernen! Bei den Ver-
ding- und Heimkindern, bei den für-
sorgerischen Zwangsmassnahmen
und Fremdplatzierungen fehlte es
vielfach an der staatlichen Kontrol-
le. Und es fehlte auch am Willen, die
Misshandlungen zu ahnden. Der
Staat hat hier eine Pflicht, genau hin-
zuschauen! Aber auch die Gesell-
schaft darf sich nicht abwenden,
muss bei Klagen genau hinhören und
mutig intervenieren. Dies ist bei den
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen
viel zu wenig geschehen.

• IG Sozialhilfe: Existieren Ihrer Mei-
nung nach Kontinuitäten der ange-
sprochenen Versorgungspraxis bis in
die heutige Zeit?

Fluri: Im Jahre 1981 gab es eine zen-
trale Praxisänderung bei den admi-
nistrativrechtlichen Versorgungen.
Aufgrund massiver Kritik im Inland
und der damals anstehenden Schwei-

zer Ratifizierung der Eu-
ropäischen Menschen-
rechtskonvention EMRK
wurden die administrativ-
rechtlichen Versorgungen
1981 durch die Fürsorge-
rischen Freiheitsentzie-
hungen FFE ersetzt. Die
FFE sind deutlich restrik-
tiver gefasst und können
rechtlich überprüft wer-
den. Aus diesem Grund
muss man davon ausge-
hen, dass es heute keine
s y s t e m a t i s c h - m i s s -
bräuchliche Versorgungs-
praxis gibt. Um auch die
missbräuchlichen Einzel-
fälle möglichst auszu-
schliessen, braucht es
aber weiterhin ein wa-
ches Auge.

• IG Sozialhilfe: Es ist mittlerweile
eine gängige Praxis, dass  Gemein-
den private und gewinnorientierte
Unternehmen mit der Vermittlung
von Pflegekinderplätzen beauftragen.
Dabei steht immer wieder eine mög-
lichst rasche Versorgung des Kindes
im Vordergrund. Ist es da gerechtfer-
tigt, Parallelen zum Verdingkinder-
inderwesen zu ziehen?

Fluri: Ich glaube, dass man hier dif-
ferenzieren muss. Dass Kinder in die
Pflege gegeben werden – auch mit-
hilfe von privaten Unternehmen – be-
deutet nicht zwingend dass es den
Kindern deswegen schlecht geht. Die
Frage ist, wird das Kindeswohl be-
achtet, kümmern sich die Pflegeel-
tern tatsächlich um das Kind? Bei
den Verdingkindern stand das Wohl
der Kinder meist nicht im Vorder-
grund. Im Gegenteil, die Kinder wur-
den in tausenden von Fällen zur Kin-
derarbeit gezwungen, missbraucht
und misshandelt. Diese Zeiten sind
(hoffentlich) vorbei. Es darf aber
auch heute nicht sein, dass für Pri-
vate falsche Anreize geschaffen wer-
den. Auch wenn es klar eine andere
Zeit ist, eines kommt mir ähnlich vor
wie bei den Verdingkindern: das
Wohl der Kinder steht nicht unbe-
dingt im Vordergrund. Die eigentli-
che Motivation müsste sein, dem
Kind ein warmes Nest und ein gutes
soziales Umfeld zu bieten und nicht
ein paar Fr. 1 000 zu verdienen. Man
muss aber schon sagen, dass sich in
einzelnen Kantonen auch hinsicht-
lich dieser Kommerzialisierung des
Pflegekinderwesens einiges verbes-
sert hat; man ist heute sensibler.

Für die IG Sozialhilfe sprach
Luzian Ochsner mit Guido Fluri

Unterschreiben Sie die Wiedergut-
machungsinitiative!
Unterschriftenbögen können bestellt
werden bei:
Wiedergutmachungsinitiative
Postfach 362
3052 Zollikofen

info@wiedergutmachung.ch
Tel. 031 313 18 40
www.wiedergutmachung.ch
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Armut in einem reichen Land
Die Schweiz als eines der reichsten Län-
der der Welt leistet es sich, einen wach-
senden Teil der Bevölkerung in die Ar-
mut zu entlassen. Über eine Million
Menschen sind hier von Armut bedroht,
und erfahren existenziell, was es bedeu-
tet, in einem reichen Land arm zu sein.

Bei uns stehen hinter statistischen An-
gaben und abstrakten Zahlen zur Armut
reale Menschen in ökonomisch und so-
zial prekären Situationen. Menschen
mit alltäglichen, zeit- und kräftezehren-
den Existenzsorgen, zunehmend ausge-
schlossen vom Arbeitsmarkt, von einem
sozialen und wirtschaftlichen Leben,
das für die Mehrheit der SchweizerIn-
nen noch immer selbstverständlich
scheint. Kurz: Wer nicht (mehr) mithal-
ten kann, wird schnell zur Bürgerin und
zum Bürger zweiter Klasse, verliert den
Anschluss, Freunde und eine Perspek-
tive für die Zukunft.

Hier wie anderswo sind vor allem Kin-
der und Jugendliche, alleinerziehende
Frauen und Männer, Alleinstehende,
ältere ArbeitnehmerInnen, Working
Poor, kranke Menschen sowie unterqua-
lifizierte In- und AusländerInnen von
Armut, Armutsgefährdung und sozia-
ler Ausgrenzung betroffen. Das sind
diejenigen Mitglieder unserer Gesell-
schaft, die keine finanzstarke Lobby im
Rücken haben.

Ginge es nach der SVP, genügte es, Ar-
mutsbetroffene nicht verhungern zu las-
sen. Eine soziale und gesellschaftliche
Teilhabe für Leute, die Sozialhilfe be-
ziehen, sei überflüssig und schaffe zu-
dem falsche Anreize, postuliert die Par-
tei. Die aktuelle Kürzungswelle in der
Sozialhilfe belegt, welche Haltung seit
einigen Jahren den sozialpolitischen
Kurs in diesem Land bestimmt: Statt

Armut zu verhindern, werden Armuts-
betroffene weitgehend verwaltet, bevor-
mundet und oft genug pauschal ver-
leumdet. Ein Bewusstsein für die
Grund- und Menschenrechte der Betrof-
fenen fehlt vielerorts, schlicht weil der
Wille und das Interesse nicht vorhan-
den sind.

Die strukturellen Veränderungen in der
Gesellschaft seit der Finanzkrise, die
auch zu steigenden Zahlen und Lang-
zeitbezügerInnen in der Sozialhilfe füh-
ren, werden als Realität – die nach nach-
haltigen sozialpolitischen Lösungen ruft
–  nicht anerkannt und zu Lasten der
Schwächsten ausgelegt. Wer beruflich
oder privat finanziell erfolglos bleibt,
Opfer von Stellenabbau wird oder des-
sen Lebenspläne durch Schicksalsschlä-
ge scheitern, wird rasch als VersagerIn
oder unnützer Kostenfaktor stigmati-
siert.

Die Zeit ist reif für den nächsten
Schritt

Die Sozialhilfe – angelegt als vorüber-
gehende Bedarfsleistung in Notlagen –
degradiert Betroffene, die länger oder
dauerhaft Unterstützung brauchen, zu
ohnmächtigen BittstellerInnen und öff-
net der Willkür und Ungleichbehand-
lung in den Kantonen und Gemeinden
Tür und Tor. Die Sozialhilfe muss in
ein Rahmengesetz auf Bundesebene mit
einheitlichen Regeln überführt werden
und damit endlich den paternalistischen
Charakter der Fürsorge des vergange-
nen Jahrhunderts ablegen. Die Weiter-
führung des föderalistischen Modells in
der Sozialhilfe verführt aktuell Kanto-
ne und Gemeinden zu einem partei- und
finanzpolitischen Konkurrenzverhalten:
Sparen auf Kosten der Würde der Ar-
mutsbetroffenen. Wie bei den übrigen

Sozialwerken braucht es heute eine Ver-
sicherungs- und Finanzierungslösung,
die wirtschaftlich benachteiligten Be-
wohnerInnen eine menschenwürdige
Existenz über die gesamte Erwerbszeit
garantiert.

Für eine Schweiz ohne Armut

Die geistige Verfassung einer Gesell-
schaft und die moralische Reife einer
Demokratie lassen sich an ihrer Haltung
zu Reichtum und Armut erkennen. Ver-
antwortungsvolle PolitikerInnen wis-
sen, dass die Spaltung der Bevölkerung
in Gewinner und Verlierer ein Spiel mit
dem Feuer ist. Es geht um den sozialen
Zusammenhalt in der Gesellschaft, und
die entsprechenden Anforderungen an
uns alle werden immer komplexer. Wir
brauchen eine weltoffene und men-
schenfreundliche Gesellschaft, die frei
und fähig ist, Wohlstand zu teilen und
für einen gerechten Ausgleich zwischen
Reich und Arm zu sorgen. Eine zu-
kunftsfähige, innovative und stabile
Gemeinwohl-Ökonomie für Mensch
und Umwelt ohne Wachstum, Lohnar-
beit und Profit um jeden Preis.

Das unverzichtbare Ziel für eine verant-
wortungsbewusste und demokratische
Wirtschaft bleibt eine Schweiz ohne
Armut, in der die Menschen ohne Not
und im sozialen Frieden miteinander
leben, konstruktiv streiten, arbeiten und
weit über das Materielle hinaus wirken
können. Dazu gehören in erster Linie
Werte wie Solidarität, Empathie und
Fairness gegenüber sozial und wirt-
schaftlich schwächeren Mitglieder der
Gesellschaft. Im Interesse aller.

Eleanor Marie Merriam, Unabhängi-
ge Fachstelle für Sozialhilferecht UFS

Wir setzen der Willkür Grenzen: Die UFS setzt sich gemeinsam mit Armutsbetroffenen für den Erhalt der Grund- und Menschen-
rechte in der Schweiz ein. Wir beraten, begleiten und vertreten Frauen, Männer und Familien mit rechtlichen Anliegen zur Sozialhilfe.
Wir geben Betroffenen eine öffentliche Stimme im Umgang mit den Sozialbehörden und vor Gericht.
Ihre Zuwendung schafft Recht! Die UFS ist ein gemeinnütziger Verein und finanziert sich ausschliesslich über private Spenden.
Jeder Beitrag unterstützt uns bei unserer Arbeit: Danke!
Unabhängige Fachstelle für Sozialhilferecht UFS, Pflanzschulstrasse 56, 8004 Zürich, Tel. 043 540 50 41,
info@sozialhilfeberatung, www.sozialhilfeberatung.ch, Spendenkonto 60-73033-5.
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Gesamtschweizerische Strategie zur Armutsbekämpfung und  die IG
Sozialhilfe – Koalitionen, Kompromisse und Konsequenzen
Seit dem 9. November 2010 befasst
sich der Bund mit der Ausarbeitung
einer so genannten gesamtschweize-
rischen Strategie zur Armutsbekämp-
fung. In kritischer Haltung hat sich
die IG Sozialhilfe in den letzten Jah-
ren an einigen Gremien dieses Pro-
zesses beteiligt. Doch wir sind aus der
NGO-Koalition ausgetreten, weil die-
se die Forderungen der Armutsbetrof-
fenen zu wenig konsequent vertritt.

Wir nahmen an regelmässigen Treffen
der NGO-Koalition teil, halfen bei der
Vorbereitung und Durchführung eines
gesamtschweizerischen Treffens  von
Armutsbetroffenen usw. Diese NGO-
Koalition ist ein Zusammenschluss von
Organisationen, die es sich zum Ziel
gesetzt haben, Interessen von Armuts-

betroffenen in den Ausarbeitungspro-
zess der gesamtschweizerischen Strate-
gie einfliessen lassen zu können. Ein-
mal mehr hat sich aber gezeigt, dass die
eingebrachten Anliegen von Armutsbe-
troffenen nicht berücksichtigt worden
sind. Da sich auch die NGO-Koalition
nach unserer Ansicht zu wenig deutlich
für die Anliegen Armutsbetroffener ein-
gesetzt und sich wiederholt für eine Fei-
genblattpolitik instrumentalisieren liess,
sah sich die IG Sozialhilfe gezwungen,
aus der NGO-Koalition auszutreten.

Am 31. März 2010 veröffentlichte der
Bundesrat eine „Gesamtschweizerische
Strategie zur Armutsbekämpfung“.1 Der
Ursprung dieser Strategie liegt in einer
Motion, die am 13. Januar 2006 von der
Kommission für die soziale Sicherheit

und Gesundheit des Nationalrates ein-
gereicht und später vom Parlament be-
stätigt wurde.2 Damit sollte signalisiert
werden, dass die Bekämpfung der Ar-
mut in der Schweiz nicht nur auf der
Ebene von Kantonen und Gemeinden
oder durch private Initiativen betrieben
werden sollte. Auch der Bund sollte ver-
mehrt aktiv werden.

Koalitionen und Kompromisse

Trotz grosser inhaltlicher Vorbehalte hat
sich die IG Sozialhilfe in den letzten
Jahren an einigen Prozessen bezüglich
der Ausarbeitung einer gesamtschwei-
zerischen Strategie zur Armutsbekämp-
fung  beteiligt. Ein Schwerpunkt dieser
Partizipation war die Vorbereitung und
Teilnahme am gesamtschweizerischen

Sozialzwangsarbeitswirtschaftshilfe
„Die Swatch-Gruppe verdient sich
eine goldene Nase“ lautet die Schlag-
zeile über dem Artikel im „Bund“
vom 6. Februar 2014. Die Rede ist
vom Rekordgewinn von 1,9 Milliar-
den Franken, den der Bieler Uhren-
konzern im letzten Jahr erzielte.

Mit seinen 33 600 Angestellten und den
18 Uhrenmarken hat Swatch insgesamt
8,5 Milliarden Franken Umsatz er-
reicht. An der Wertschöpfungskette der
Swatch Group ist eine Sozialfirma – ein
mittelgrosser Betrieb in der Nähe von
Biel – ein klein wenig mitbeteiligt.

In einer der verschiedenen Werkstätten
sind etwa zwei bis drei Dutzend Arbeits-
lose, Flüchtlinge und Sozialhilfeem-
pfängerInnen beschäftigt. Sie machen
den lieben langen Tag nichts anderes
als bei gestanzten Swatch-Gehäusen mit
einem Pinsel den Stanzstaub zu entfer-
nen. Pro Person und Werktag zwischen
250 und 350 Stück Swatch-Rohlinge
werden hier in eintöniger Arbeit gerei-
nigt, damit sie dann der nächsten Ferti-
gungsphase innerhalb der Swatch-Pro-
duktion zugeführt werden können. Die
Arbeiterinnen und Arbeiter erhalten
dafür einen Lohn von 100 Franken im
Monat.

Inhaber der Sozialfirma sind gemäss
Handelsregister (SHAB) zwei Seelän-
der: ein Investor und ein Gartenmöbel-
händler. In einem Prospekt preisen die
beiden ihr Unternehmen der regionalen
Industrie und dem Gewerbe an: „Wir
übernehmen für Sie Aufträge, die sich
für Sie nicht lohnen.“ Für die  kommu-
nalen Sozialdienste argumentieren sie:
„In der Sozialfirma sollen Personen ar-
beiten können, die längerfristig wenig
Chance haben, eine Stelle im 1. Arbeits-
markt zu finden…“ Und gegenüber den
Arbeitsuchenden, Sozialhilfebezügern
oder Flüchtlingen rühmen sich die So-
zialfirma-Inhaber wie folgt: „Sie möch-
ten in einen marktnahen Arbeitsprozess
einsteigen, um neue, positive Erfahrun-
gen in der Erwerbsarbeit zu machen?
… Wir fördern und fordern Sie – denn
wir glauben daran, dass gute Zusam-
menarbeit Energien freisetzt.“
Gut möglich dass Swatch, Sozialdienst
und Sozialfirma bei dieser Art Geschäft
von einer dreifachen Win-Situation
sprechen. Gefragt, wie und wie viel sie
jedoch den Arbeitenden wirklich bezah-
le, weicht Swatch Corporate Commu-
nications aus:  „Die Swatch Group ar-
beitet ab und zu mit geschützten Werk-
stätten, dies zur Unterstützung der so-
zialen Werke. Ihre Frage müssten Sie
aber an den Sozialdienst in Biel rich-

ten.“ Auch dieser arbeitet aufgrund der
Verfassung des Kantons Bern nach dem
SKOS-Prinzip: „Sozialhilfe steht allen
Einwohnerinnen und Einwohnern der
Schweiz offen. Massgebend ist die Be-
dürftigkeit bzw. das Bestehen einer
Notlage und nicht die Ursache, die zu
dieser führt.“

Doch was bedeutet die Beschäftigung
in der sicheren Werkstatt einer Sozial-
firma für jene, die dort arbeiten? Sie
haben gar keine andere Wahl. Sie sind
ja chancenlos auf dem Arbeitsmarkt.
Und so werden sie die Sozialdienste per
Weisung in eine solche Werkstatt schik-
ken. Diese unterstützten Personen ha-
ben ohnehin alles Zumutbare zu tun, um
sich „von der Sozialhilfe wirtschaftlich
ablösen zu können“, gemäss ihrem ge-
setzlichen Pflichtenheft.  Wie das vor
sich gehen soll, weiss niemand. Denn
für ihre effektive Arbeitsleistung wer-
den sie nicht bezahlt – mit Ausnahme
eines symbolischen Lohns. Gerade die-
se Geste aber zeigt präzis, mit wie viel
Zynismus hier vorgegangen wird. 100
Franken im Monat für eine zugewiese-
ne Arbeit zu erhalten soll nur die Tatsa-
che kaschieren, dass wir es hier mit
Zwangsarbeit zu tun haben.

Aus Hälfte, 10. März 2014,
www.haelfte.ch von Oswald Sigg



 IG SOZIALHILFE

15

Die Schwerpunkte der Armutsbetrof-
fenen sind: Einklagbare soziale
Rechte, zahlbare (rollstuhlgängige)
Wohnungen, viel mehr soziale Lei-
stungen für Kinder, Verbesserung im
Gesundheitswesen, kostenlose
Grundausbildungen und Weiterbil-
dung. Die völlige Überarbeitung der
aktuellen Praxis der so genannten
Arbeitsintegration war eine der zen-
tralen Forderungen seitens der Ar-
mutsbetroffenen am Runden Tisch
vom 9. November 2012. Die Integra-
tionsmassnahmen sollen freiwillig
sein!

Koordinationstreffen von Armutsbetrof-
fenen am 25. August 2012. Die Resul-
tate der intensiven Diskussionen sowie
individuelle Berichte von Armutsbetrof-
fen wurden schriftlich festgehalten und
zusammen mit einem umfangreichen
Forderungskatalog an die Verantwort-
lichen des Bundes abgegeben. Obwohl
seitens des Bundes die Mitarbeit und
Anhörung der Armutsbetroffenen expli-
zit gewünscht wurde, sind die zahlrei-
chen Statements sowie die klaren For-
derungen nicht in die Strategie einge-
flossen.

1 http://www.bsv.admin.ch/themen/gesellschaft/
00074/01973/index.html?lang=de

2 http://www.parlament.ch/sites/kb/2006/
Kommissionsbericht_SGK-S_06.3001_2006-
11-13.pdf

Im aktuellen „Umsetzungsplan zum
Nationalen Programm  zur Prävention
und Bekämpfung von Armut“, welcher
im Herbst 2013 publiziert wurde, ist die
soziale und berufliche Eingliederung
weiterhin als eines der Haupthandlungs-
felder aufgeführt.
Das angebliche Potenzial so genannter
Sozialfirmen soll im Zentrum stehen.
Jegliche Kritik an diesen sehr umstrit-
tenen Programmen sucht man im Um-
setzungsplan vergebens.

Konsequenzen der IG Sozialhilfe

Wegweisend für die mehrjährige Mit-
arbeit der IG Sozialhilfe an der Ver-
nehmlassung 2009 und bei der Ausar-
beitung der so genannten Gesamt-
schweizerischen Strategie zur Armuts-
bekämpfung war stets unser Leitgedan-
ke, Politik mit und für Armutsbetroffe-
ne zu machen und ihre Forderungen
aufzugreifen.
Nun ist die IG Sozialhilfe unter ande-
rem aus der NGO-Koalition zurückge-
treten, weil wir der Auffassung sind,
dass sich dieses Gremium wiederholt
politisch hat instrumentalisieren lassen
und oft zu wenig konsequent Position
für die Interessen von Armutsbetroffe-
nen bezogen hat. Natürlich hat ein Zu-
sammenschluss von NGOs im Vergleich
zum schweizerischen Arbeitgeberver-
band oder dem SECO, welche ebenfalls
an der Ausarbeitung dieser Strategie
beteiligt sind, ein verhältnismässig klei-
nes politisches und wirtschaftliches
Gewicht.  Jedoch liegt das politische
Kapital dieser NGOs darin, dass der
Bund auf ihre Partizipation angewiesen
ist. Soll der Schein einer breit abgestürz-
ten und auch im Sinne von Armutsbe-
troffenen konzipierten Armutsstrategie
weiter aufrechterhalten werden, ist die
Teilnahme dieser NGOs notwendig.
Aufgrund dieser Tatsache wäre es un-
serer Ansicht nach angezeigt, dass sich
diese Koalition konse-
quenter aus der Bittstel-
lerposition löst und sich
klar für die von Armuts-
betroffenen formulierten
Anliegen einsetzt.
Eine der zentralsten For-
derungen, welche am

gesamtschweizerischen Koordinations-
treffen von Armutsbetroffen vom 25.
August 2012 aufgestellt wurde, war jene
nach einer freiwilligen Teilnahme an
so genannten Arbeitsintegrationsmass-
nahmen. Falls diese in den Forderungs-
katalog der NGO-Koalition aufgenom-
men wird, erklärt sich die IG Sozialhil-
fe bereit, die Zusammenarbeit wieder
auf zu nehmen und an den gemeinsa-
men Treffen wieder teil zu nehmen.
Natürlich sind, um eine Prävention und
Bekämpfung von Armut im Sinne von
Armutsbetroffenen erreichen zu kön-
nen, viel grundsätzlichere  Forderungen
notwendig. So beispielsweise jene nach
einklagbaren sozialen Rechten in der
Bundesverfassung, anstelle der aktuel-
len Sozialziele, aus welchen keine rea-
le wirtschaftliche Unterstützung für
Armutsbetroffene und kein Recht auf
soziale Hilfe abgeleitet werden kann.
Doch nur schon die Forderung seitens
der NGO-Koalition nach einer freiwil-
ligen Teilnahme an Arbeitsintegrations-
massnahmen für Armutsbetroffene wür-
de ein klares Zeichen dafür setzten, Po-
litik im Interesse von Armutsbetroffe-
nen zu betreiben.

Luzian Ochsner,
Mitarbeiter IG Sozialhilfe

Dokumentation der Winterveranstaltung 2010 der IG
Sozialhilfe:

Armut als Folge von sexueller Ausbeutung: Mit sämtlichen
Referaten, Dokumentationen im Anhang von der Arbeit der
IG Sozialhilfe zu diesem Thema und der DVD vom Thea-
ter, Verdammt zu leben, von Branka Goldstein, gespielt von
den Schauspielern Christoph Heusser und Christa Petrac-
chi.

Zu bestellen bei: IG Sozialhilfe, Postfach 1566, 8032 Zü-
rich für Fr. 28.-
ig-sozialhilfe@gmx.ch
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Das Matronats- und Patronatskomitee der IG Sozialhilfe
Folgende Persönlichkeiten unterstützen die Tätigkeit der IG Sozialhilfe:

Abt Urs, Psychologe, Maur/ZH * Altwegg Leni, Theologin, Zürich * Bänziger-Müller Suzanne, Schulleiterin,
Rufi/ZH * Beck Kadima Muriel, lic. iur., Juristin, Biel * Benelli Natalie,  Soziologin, Solothurn  * Bernard
Stephan, LL.M. Rechtsanwalt & Mediator SAV/AFM, Zürich * Beuchat Stéphane, Sozialarbeiter, Stv. Ge-
schäftsleiter Avenir Social, Bern * Bohrer Isabelle, Leitung Bereich Soziales, Murten * Bossart Rolf, Dr. theol.
St. Gallen * Bühlmann Cécile, Alt-Nationalrätin, Luzern * de Baan Verena, Supervisorin und Organisationsbe-
raterin, Zürich * Dvorak Andreas, Sozialarbeiter FH/MBA, Bern * Etter Urs, Dr. theol., Stäfa/ZH * Furrer
Hans, Dr. phil., Erwachsenenbildner, Boll/BE * Frutiger-Nikol Hans, lic. phil. theol., Bereichsleiter Sozialdia-
konie, Luzern * Giovanelli-Blocher Judith, Sozialarbeiterin/ Supervisorin, Biel * Goll Christine, Erwachse-
nenbildnerin, Zürich * Grünenfelder Rico, lic. phil. I, Soziologe, Informatiker, Zürich * Gubser Yasmin, Rechts-
anwältin, Zürich * Gurny Ruth, Prof. Dr., Forschungsleiterin Hochschule für Soziale Arbeit, Zürich * Häner
Urs, Sozialarbeiter, Luzern * Hanhart Dieter, Dr. phil., Psychologe, Männedorf/ZH * Anna Hausherr, Zen-
tralsekretärin SVAMV, Bern * Heusser Pierre, Dr. iur., Rechtsanwalt, Zürich * Huonker Renata, lic. phil.,
Pfarrerin, Zürich * Huonker Thomas, Dr. phil., Historiker, Zürich * Jäggi Christian, Dr. phil., Ethnologe,
Geschäftsleiter Inter-Active/LU * Jegge Jürg, Leiter Märtplatz, Rorbas * Joos Yvonne, Theologin, St. Gallen *
Koller Erwin, Dr. theol., Journalist, Uster/ZH * Kubik-Breznik Walpurga, Atelier Sozialwesen, Bern * Lang
Josef, Alt-Nationalrat Grüne, Zug * Leuthard Esther, Psychologin, Zürich * Lieberherr Nicole, Treuhänderin,
Uster/ZH,* Mäder Ueli, Prof. Dr., Soziologe, Basel * Maggi Bruno, Dr. med., Arzt, Zürich * Meili Martin, Dr.
med., Arzt, Zürich *  Mezger Eva, Journalistin, Zürich * Näf Thomas, Präsident KABBA, Bern * Oertle
Daniel, Dr. med., Zürich * Ott Marianne, lic. iur., Rechtsanwältin, Winterthur * Prelicz-Huber Katharina,
Präsidentin VPOD, Dozentin für Soziale Arbeit, Zürich * Ragaller Ina, Rechtsanwältin, Zürich * Rechsteiner
Paul, Ständerat, Präsident des Schweiz. Gewerkschaftsbundes, St. Gallen * Roth Marianne, PR Beraterin,
Zürich * Rothen Eduard, Alt-Stadtpräsident, Alt-Nationalrat, Grenchen * Ruflin Regula, Dr.lic.phil. Bern *
Rumpf Bernhard, Soziologe, Projektkoordinator, Zürich * Schaub-Römer Christian, Dr. med., Psychiater,
Winterthur * Schibli Franz, Theologe, Sozialarbeiter NDS FH, St. Gallen * Schmidlin-Onofri Alois, dipl.
Sozialarbeiter, Schaffhausen * Schöpfer Felix, Rechtsanwalt, Zürich * Schwyn Christine, lic. phil., Sozialpsy-
chologin, Embrach/ZH * Seidenberg André, Dr. med., Zürich * Seiler Alexander J., Dr. phil., Filmautor und
Publizist, Zürich * Simek David, Rechtsanwalt, Zürich * Spiegel Miriam, Sozialarbeiterin, Paar- und Familien-
therapeutin, Zürich * Spieler Willy, Publizist, Zürich * Spillmann Margrit, Dr. iur., Zürich * Staub-Bernasco-
ni Silvia, Prof. Dr. phil. I, Zürich * Steiger-Sackmann Sabine, Rechtsanwältin und Notarin, Olten * Stocker
Monika, Alt-Stadträtin und Nationalrätin, Sozialarbeiterin, Zürich * Thanei Anita, lic., iur, Rechtsanwältin,
Alt-Nationalrätin, Zürich * Traitler Reinhild, Dr. phil. I, Zürich * Tschäppeler Roland, Betriebsökonom, Frei-
enbach/SZ * Vischer Daniel, Dr. iur. Rechtsanwalt, Nationalrat, Zürich * Voss Christine, lic. phil. I, Redakto-
rin, Zürich *  Wagner Antonin, Prof. Dr. oec., Zürich * Waldburger Samuel, Psychoanalytiker, Zürich *
Wallimann Isidor, Dr. phil., Dozent, Basel * Wandeler Bernard, Prof. an der Hochschule Luzern, Projektlei-
ter, Zürich * Weidmann Afra, Schreibende, Zürich * Weil Anjuska, Kindergärtnerin, Alt- Kantonsrätin, Zürich
* Wicki Maja, Dr. phil., Philosophin, Psychoanalytikerin, Zürich * Winizki David, Dr. med., Zürich * Wyss
Kurt, Soziologe, Zürich * Zanolari Oreste, Ingenieur, Soziologe, Zürich * Zurbuchen Christian, Theologe,
Horgen/ZH * Zurbuchen Susi, lic. phil. I, Horgen/ZH * Zürrer Hansheiri, Theologe, Zürich

Die IG Sozialhilfe ist ein parteipolitisch und konfessionell unabhängiger Verein,
steht aber klar auf der Seite der Armutsbetroffenen

Unterstützt uns politisch und materiell!
Die IG Sozialhilfe finanziert sich ausschliesslich durch private Unterstützung

Spenden sind erbeten auf:
PC 80-47672-7, IG Sozialhilfe, Postfach, 8032 Zürich

Der Verein ist steuerbefreit: Ihre Spende können Sie von Ihrer Steuerrechnung abziehen!


